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Abréviations

AHV Alters- und Hinterlassenenversicherung

SGK-SR Kommission flr soziale Sicherheit und Gesundheit des Standerates

GDK Schweizerische Konferenz der kantonalen Gesundheitsdirektorinnen
und -direktoren

OECD Organisation fir wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung

BAG Bundesamt fur Gesundheit

ALV Arbeitslosenversicherung

v Invalidenversicherung

EDI Eidgendssisches Departement des Inneren

SNF Schweizerischer Nationalfonds zur Férderung der wissenschaftlichen
Forschung

EKF Eidgendssische Kommission flr Frauenfragen

EMEK Eidgendssische Medienkommission

EL Erganzungsleistungen

KVG Bundesgesetz Uber die Krankenversicherungen

EO Erwerbsersatzordnung

SGB Schweizerischer Gewerkschaftsbund

OKP Obligatorische Krankenpflegeversicherung

SGV Schweizerischer Gewerbeverband

BetmG Bundesgesetz Uber die Betaubungsmittel und die psychotropen Stoffe
(Betdubungsmittelgesetz)

SGB Schweizerischer Gehérlosenverbund

SBV Schweizerischer Bauernverband

EOG Bundesgesetz Uiber den Erwerbsersatz fir Dienstleistende und bei
Mutterschaft
(Erwerbsersatzgesetz)

SAV Schweizerischer Arbeitgeberverband

SAB Schweizerische Arbeitsgemeinschaft fur die Berggebiete

KKA Konferenz der Kantonalen Arztegesellschaften

CLASS Gesundheitsdirektorenkonferenz der lateinischen Schweiz (BE, FR, GE,
JU, NE, TI, VD, VS)

DVSP Dachverband Schweizerischer Patientenstellen

JoD Verein Jugend ohne Drogen

EgD Schweizerische Vereinigung Eltern gegen Drogen

Svv Schweizerischer Versicherungsverband

DAD Dachverband Drogenabstinenz Schweiz

oL Uberbriickungsleistung

AVS Assurance-vieillesse et survivants

CSSS-CE gtortnmission de la sécurité sociale et de la santé publique du Conseil des

ats

CDS Conférence suisse des directrices et directeurs cantonaux de la santé

OCDE Organisation de coopération et de développement économiques

OFSP Office fédéral de la santé publique

AC assurance-chdmage

Al Assurance-invalidité

DFI Département fédéral de I'intérieur

FNS Fonds national suisse de la recherche scientifique

CFQF Commission fédérale pour les questions féminines

COFEM Commission fédérale des médias

PC Prestations complémentaires

LAMal Loi fédérale sur I'assurance-maladie

APG allocations pour perte de gain

uss Union syndicale suisse

AOS Assurance obligatoire des soins

USAM Union suisse des arts et métiers

LStup Loi fédérale sur les stupéfiants et les substances psychotropes (Loi sur
les stupéfiants)

FSS Fédération Suisse des Sourds

USP Union Suisse des Paysans
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LAPG Loi fédérale sur les allocations pour perte de gain en cas de service et de
maternité (Loi sur les allocations pour perte de gain)

UPS Union Patronale Suisse

SAB Groupement suisse pour les régions de montagne

CCM Conférence des Sociétés Cantonales de Médicine

CLASS Conférence latine des affaires sanitaires et sociales (BE, FR, GE, JU, NE,
TlI, VD, VS)

FSP Feédération Suisse des Patientes

JoD Association Jeunesse sans drogue

EgD Association suisse «Parents contre les drogues»

ASA Association Suisse d'Assurances

DAD Dachverband Drogenabstinenz Schweiz (Association abstinence de
drogues en suisse)

PT Prestation transitoire
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OBJET DU CONSEIL FEDERAL
DATE: 30.05.2014
MARLENE GERBER

OBJET DU CONSEIL FEDERAL
DATE: 11.03.2016
MARLENE GERBER

Chronique générale

Infrastructure et environnement

Aménagement du territoire et logement
Logement et loyer

Auf Empfehlung der Arbeitsgruppe "Wohnungspolitischer Dialog" und in Einklang mit
seiner Aussprache zum Thema Personenfreizligigkeit und Wohnungsmarkt im Frihjahr
2013 wollte der Bundesrat die Transparenz auf dem Mietwohnungsmarkt erhéhen. Im
Mai schickte er eine Vorlage in die Vernehmlassung, welche die Offenlegungspflicht
forderte, bzw. den Vermieter kunftig verpflichtet, mittels Formular die neue
Mieterpartei vor Vertragsabschluss Uber den Mietzins des Vormieters zu informieren.
Als weitere Massnahme zur Verhinderung starker Mietzinserhéhungen sieht die Vorlage
das Verbot von Mietzinserhéhungen aufgrund wertvermehrender oder energetischer
Verbesserungen innerhalb des ersten Mietjahres vor, fir den Fall, dass vorgesehene
Erhéhungen dem Mieter nicht bereits vor Vertragsabschluss kommuniziert wurden.
Ferner enthalt der Vernehmlassungsentwurf eine administrative Entlastung fur die
Vermieterseite, indem bei Mietzinserhdhungen und Anpassungen von Akontobetragen
fr Nebenkosten nicht mehr langer eine eigenhandige Unterschrift notig ist und mit
einer Faksimile-Unterschrift unterzeichnet werden kann. Mit Freiburg, Genf,
Neuenburg, Nidwalden, Waadt, Zug und Zlrich kennen bereits sieben Kantone die
Offenlegungspflicht. Laut Aussagen des Bundesamts fiir Wohnungswesen (BWO) finden
90% aller Anfechtungen von Neumieten in diesen sieben Kantonen statt. Wahrend die
Vermieterorganisationen sowie FDP und SVP gegen die Massnahme opponierten - sie
vermuteten einen grossen zuséatzlichen administrativen Aufwand und flUrchteten
Rechtsfolgen bei unkorrekter Verwendung des Formulars - stiess sie insbesondere bei
den linken Parteien, aber auch bei CVP, EVP und BDP, sowie beim Mieterverband auf
Zustimmung. Letzterer forderte im September bei der Lancierung seiner landesweiten
Kampagne "Zahlbare Mieten fur alle" in Bern Unterstitzung fir diese Massnahme. Im
Oktober beschloss die Regierung, trotz kontroversen Stellungnahmen an der
Offenlegungspflicht festzuhalten, und gab dem =zustandigen Departement die
Erarbeitung einer entsprechenden Anderung des Mietrechts in Auftrag. Die anderen
Anderungen wurden in der Vernehmlassung weniger kontrovers diskutiert. '

Construction de logements et propriété

In Erflllung einer Motion Leo Muller (cvp, LU) prasentierte der Bundesrat im Marz 2016
seine  Botschaft zum Bundesgesetz iiber die Besteuerung land- und
forstwirtschaftlicher Grundstiicke, mit dem die Rickkehr zur 2011 aufgeldsten Praxis
der Gewinnbesteuerung besiegelt werden soll. Wertzuwachsgewinne aus dem
Anlagevermégen eines land- oder forstwirtschaftlichen Betriebs sollten somit nicht
mehr langer vollumfanglich, sondern privilegiert besteuert werden. In der
Vernehmlassung hatte sich die Mehrheit der Kantone, die FDP (mit Ausnahme der
Waadtldnder Sektion), die SP und nicht zuletzt auch die Konferenz der kantonalen
Finanzdirektorinnen und Finanzdirektoren, der Schweizerische Gewerbeverband und
der Gewerkschaftsbund gegen das Gesetzesvorhaben ausgesprochen. Vorgebracht
wurden unter anderem Bedenken zur Rechtsgleichheit, da Landwirte erneut gegentber
anderen Selbstandigerwerbenden bevorzugt wirden. Zudem wurde die Beflrchtung
gedussert, dass bei den Kantonen mit Mindereinnahmen zu rechnen sei. Explizit
begrisst wurde die Ruckkehr zur bisherigen Praxis von der SVP und der CVP, den
Kantonen Freiburg, Genf, Nidwalden, Tessin, Waadt und Wallis sowie einer Mehrheit der
stellungnehmenden Verbande und Organisationen, darunter auch der Schweizerische
Bauernverband. ?

ANNEE POLITIQUE SUISSE — SELECTION D'ARTICLES SUR LA POLITIQUE SUISSE 01.01.90 - 01.01.20



OBJET DU CONSEIL FEDERAL
DATE: 27.02.2019
JOELLE SCHNEUWLY

Politique sociale

Santé, assistance sociale, sport
Stupéfiants

Ende Februar 2019 legte der Bundesrat die Botschaft zur Anderung des BetmG und der
damit verbundenen Ausfihrungsverordnung vor. Damit entsprach er Forderungen von
funf gleichlautenden Motionen zur Schaffung gesetzlicher Grundlagen, welche die
Durchfihrung von Studien zur regulierten Cannabis-Abgabe ermdglichen soll. Die
Motionen waren jeweils in den erstberatenden Réten auf Zustimmung gestossen
(Nationalrat: Mo. 17.4111; Mo. 17.4112; Mo. 17.4113; Mo.17.4114. Standerat: Mo. 17.4210).
Verschiedene Stéadte und Kantone hatten in der Vergangenheit Interesse an
entsprechenden  Projekten  bekundet, um  Erkenntnisse  zu  alternativen
Regulierungsmodellen zu generieren, da die momentane Situation mit florierendem
Schwarzmarkt, fehlender  Qualitatskontrolle und hohen  Repressionskosten
unbefriedigend sei. Aufgrund der bisher glltigen Rechtsgrundlage war die Realisierung
solcher Studien bisher jedoch nicht méglich gewesen.

Der bundesrétliche Entwurf sah fur die einzelnen Pilotversuche eine ortliche
Begrenzung auf eine oder mehrere Gemeinden und eine zeitliche Begrenzung auf
maximal funf Jahre (mit Verlangerungsmoglichkeit um zwei Jahre) pro Studie vor.
Weiter soll die Zahl der an einer entsprechenden Studie teilnehmenden Personen nicht
mehr als 5'000 betragen. Zur Gewahrleistung des Jugendschutzes mussten die
Partizipantinnen und Partizipanten volljahrig sein, bereits vor Studienbeginn Cannabis
konsumiert haben und in einer Gemeinde wohnen, die an einem entsprechenden
Pilotversuch teilnimmt. Der Gesamt-THC-Gehalt soll auf 20 Prozent beschrankt
werden. Ebenso sollen die Bezugsmenge einer Begrenzung unterliegen, das Produkt
zum Eigenverbrauch verwendet werden und die Weitergabe des Cannabis an
Drittpersonen verboten sein. Wahrend der Bezug der Droge nicht unentgeltlich
erfolgen soll, soll diese aber von der Tabaksteuer befreit werden. Abgegeben werden
soll das Produkt an speziell im Rahmen der Studien festzulegenden Verkaufsstellen wie
Apotheken oder Cannabis Social Clubs. Der Konsum im o6ffentlich zuganglichen Raum
soll nicht zuléssig sein und der Gesundheitszustand der Studienteilnehmenden musse
Uberwacht werden. Auch soll verschiedenen Pflichten zum Schutz der &ffentlichen
Ordnung und Sicherheit nachgekommen werden. Als Bewilligungsbehérde wiirde das
BAG flr die Kontrolle der Einhaltung rechtlicher Vorgaben verantwortlich sein. Ferner
wollte der Entwurf des Bundesrates die Gultigkeit des Experimentierartikels auf zehn
Jahre einschranken. Danach sollen die durch die unterschiedlichen Versuche
gemachten Befunde im Hinblick auf die WeiterfUhrung einer evidenzbasierten
Diskussion Uber die Cannabispolitik zusammengefliihrt werden. Das allgemeine
Cannabisverbot gelte aber weiterhin in der ganzen Schweiz. Nicht Bestandteil des
Entwurfes sei zudem die Diskussion um den medizinischen Cannabis.

Anlasslich der Vernehmlassung, die vom 4. Juli 2018 bis zum 25. Oktober 2018 dauerte,
gingen 126  Stellungnahmen ein. Im Grossen und Ganzen waren die
Vernehmlassungsteilnehmenden positiv gegeniiber der Anderung des BetmG und der
Ausfihrungsverordnung eingestellt. Bei den Kantonen hatten Aargau, Appenzell
Ausserrhoden und Solothurn keine Vorbehalte, Bern, Glarus, Nidwalden und Schwyz
sprachen sich jedoch grundsatzlich gegen die Vorlage aus. 18 weitere Kantone stimmten
ihr mit Vorbehalten und Anderungswiinschen zu, wahrenddem der Kanton Freiburg eine
grundsatzliche Uberarbeitung verlangte. Die Piratenpartei war die einzige Partei, die
den Entwurf ohne Weiteres begrusste. BDP, FDP, GPS, SP und up! zeigten sich unter
Vorbehalten damit einverstanden, die SVP, CVP, EVP und EDU waren hingegen dagegen.
Zehn Gemeinden (Bern, Zurich, Luzern, Lausanne, Winterthur, Biel, Ostermundigen, St.
Gallen, Thun, Werdenberg) hiessen die Vorlage generell gut; es wurden jedoch noch
einzelne Vorbehalte und Anderungswiinsche angebracht. Von den Vertreterinnen und
Vertretern aus dem Bereich Gesundheit/Sucht und Wissenschaft sagten 31 mit
Vorbehalten und vier (Vereinigung Cerebral Schweiz, RADIX, Infodrog, SNF) ausdricklich
Ja zum Entwurf, drei (JoD, EgD, DAD) lehnten ihn ab. Es war in erster Linie die
Verordnung, auf die in den Stellungnahmen eingegangen wurde. Dabei waren
hauptsachlich die Besteuerung der Cannabisprodukte, die Teilnahmebedingungen an
den wissenschaftlichen Studien und Fragen zum Vollzug im &ffentlichen Raum ein
Thema.®
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OBJET DU CONSEIL FEDERAL
DATE: 30.10.2019
ANJA HEIDELBERGER

OBJET DU CONSEIL FEDERAL
DATE: 05.07.2017
ANJA HEIDELBERGER

Assurances sociales
Assurances sociales

Im Oktober 2019 publizierte der Bundesrat die Botschaft fir ein neues Bundesgesetz
far Uberbriickungsleistungen (UL) fiir altere Arbeitslose. Solche
Uberbriickungsleistungen sollen Personen erhalten, die nach vollendetem 60. Altersjahr
aus der ALV ausgesteuert werden, mindestens wahrend 20 Jahren mit einem
Mindesteinkommen von CHF 21'330 in der AHV versichert sind - davon mindestens 10
der letzten 15 Jahre vor der Aussteuerung -, die ein Vermogen unter CHF 100'000
(respektive 200'000 bei Ehepaaren) besitzen und keine IV- oder AHV-Rente beziehen.
Somit sollen vor allem Personen unterstutzt werden, die «in erheblichem Umfang
erwerbstatig waren», aber kein grosses Vermogen besitzen. Mit der bisherigen Regelung
mussten diese Personen ihre Vermogen sowie haufig ihre Altersguthaben aus zweiter
und dritter Saule aufbrauchen, bevor sie sich bei der Sozialhilfe anmelden kénnten,
erklarte der Bundesrat. Diese Vorlage sei nun Teil eines neuen Massnahmenpakets fur
die Verbesserung der Arbeitsmarktfahigkeit alterer Personen. Die UL sollen mit zwei
Ausnahmen gleich berechnet werden wie die Erganzungsleistungen, also als Differenz
zwischen den anerkannten Ausgaben und den anrechenbaren Einnahmen einer Person.

Zuvor hatte der Bundesrat zwischen Juni und September 2019 eine Vernehmlassung
durchgefuhrt, an der sich 73 Organisationen beteiligt hatten. 52 Teilnehmende
begriissten die Einfiihrung von UL fiir Arbeitslose, darunter 19 Kantone (AG, AR, BE, BS,
FR, GE, GL, GR, JU, LU, NE, OW, SH, SO, TI, UR, VD, VS, ZH), die SP, die CVP und die EVP.
Auch die FDP sprach sich fur die Massnahme aus, jedoch nur fur Personen, denen der
Wiedereinstieg in die Arbeitswelt definitiv nicht gelingt. Auch der SGB, TravailSuisse
und KV Schweiz beflirworteten die Vorlage, genauso wie unter anderem die
Organisationen Avenirb0plus, AVIVO, Agile, EKF und Procap, die sich jedoch eine tiefere
Altersgrenze fir UL wiinschten. Auf Ablehnung stiess die Massnahme bei sechs
Kantonen (Al, BL, NW, SZ, TG, ZG), die vor allem die Gefahr von Fehlanreizen, offene
Durchfuhrungs- und Koordinationsfragen, die Schaffung einer Konkurrenz zum
erleichterten Zugang flr ausgesteuerte Personen Uber 60 Jahren zu Bildungs- und
Beschéftigungsmassnahmen sowie die Unterstlitzung einer kleinen Bevolkerungsgruppe
mit Steuergeldern kritisierten. Auch die GLP, die BDP und die SVP sowie der SVV, der
SBV, Swissmem, GastroSuisse und Centre Patronal sprachen sich gegen die Regelung
aus. Die GLP sah darin faktisch eine Frihpensionierung, die BDP kritisierte sie als reine
Symptombekampfung und fir die SVP wirde die Massnahme das Problem noch
verschérfen. *

Assurance-maladie

Die Schweiz verfiigt (iber eine der héchsten Dichten an praktizierenden Arztinnen und
Arzten in der OECD. Zur Beschrankung der Arztezahl hatte das Parlament 2000 eine
zeitlich begrenzte Bedurfnisklausel eingefliihrt und diese bis 2011 dreimal verlangert.
Aufgrund der grossen Zahl an Praxiseréffnungen nach dem Auslaufen der
Bedurfnisklausel schrankte das Parlament die Zulassung von Leistungserbringenden
2013 in einem dringlichen Bundesgesetz erneut ein. Nachdem der Nationalrat einen
Vorschlag zur langfristigen Steuerung des ambulanten Bereichs in der
Schlussabstimmung abgelehnt hatte, musste die Zulassungsbeschrankung 2016 erneut
verlangert werden. Gleichzeitig beauftragte das Parlament den Bundesrat, einen neuen
Vorschlag zur Zulassung der Leistungserbringenden in die Vernehmlassung zu schicken.
Diesen Vorschlag basierte der Bundesrat auf den Bericht zur Erflllung eines Postulats
der SGK-SR.

Der Bundesrat schlagt dabei Massnahmen auf drei Interventionsebenen vor. Eine erste
Ebene dient der Sicherung der Qualifikation der Leistungserbringenden; dabei sollen
Anforderungen an Aus- und Weiterbildung, an das Erlangen von Diplomen sowie an die
Anerkennung auslandischer Diplome formuliert werden. Auf einer zweiten Ebene sollen
die  Anforderungen an die Leistungserbringenden durch ein  formales
Zulassungsverfahren mit allfélliger Wartefrist von zwei Jahren, durch einen Nachweis
der Qualitat der Leistungserbringung sowie durch die Knlpfung der Tatigkeit zu Lasten
der OKP an Auflagen erhéht werden. Die Versicherer sollen eine Organisation schaffen,
welche Uber die Zulassungsgesuche entscheidet. Die dritte Interventionsebene
beschreibt Massnahmen, die es den Kantonen erlauben, das Versorgungsangebot nach
Bedarf zu regeln. Dazu gehdren Hochstzahlen an zu Lasten der OKP im ambulanten
Sektor tatigen Arztinnen und Arzten sowie Zulassungseinschrankungen in Bereichen mit
massivem Kostenanstieg.
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OBJET DU CONSEIL FEDERAL
DATE: 28.07.2017
ANJA HEIDELBERGER

An der Vernehmlassung, die vom 5. Juli 2017 bis zum 25. Oktober 2017 stattfand,
beteiligten sich 91 Organisationen. Mehrheitlich einig war man sich Uber die
Notwendigkeit der Zulassungssteuerung, die einzelnen Massnahmen der Vorlage
stiessen jedoch auf unterschiedlich grossen Anklang. Klar flr die Vorlage sprachen sich
die SP, die GDK und CLASS, alle Kantone (ausser AG, GR, JU, LU und TG), die
Konsumentenverbande, der Patientenverband DVSP sowie die Schweizerische
Arbeitsgemeinschaft fir Berggebiete (SAB) aus. Die SVP und FDP, die meisten
Dachverbéande der Wirtschaft, die Versichererverbénde, die Konferenz der kantonalen
Arztegesellschaften  (KKA) und die meisten kantonalen und regionalen
Arztegesellschaften lehnten die Vorlage deutlich ab. Gespalten zeigten sich die
Verbande der Leistungserbringenden: Einige beflUrworteten den bundesratlichen
Vorschlag, die meisten sprachen sich allerdings dagegen aus oder kritisierten ihn
zumindest stark.

Viel Kritik gab es fur den Vorschlag, die Zulassungssteuerung den Versicherern zu
Ubertragen. Dies wurde als erster Schritt zur Aufhebung des Vertragszwangs gewertet.
Stattdessen solle die Zulassung von den Kantonen gesteuert werden, argumentierten
zahlreiche Akteure. Mehrfach wurde zudem eine Verscharfung der Zulassungskriterien
gefordert. Unter anderem sollen Arztinnen und Arzte mindestens drei Jahre an
schweizerischen Bildungsstatten gearbeitet haben muissen und Uber ausreichende
Sprachkenntnisse verfligen, bevor sie zur Tatigkeit zu Lasten der OKP zugelassen
werden. CVP, FDP und SVP schlugen zudem vor, die Zulassungsbeschrankungen
mittelfristig mit einer einheitlichen Leistungsfinanzierung zu verknipfen. °

Im Juni 2017 schickte der Bundesrat eine Anderung des KVG in die Vernehmlassung. Da
der Anstieg der Gesundheitskosten - jahrlich steigen die Vergutungen von
medizinischen Leistungen durch die OKP pro Kopf um etwa 4 Prozent - nicht nur durch
demografische Faktoren erklart werden koénne, sondern auch auf eine
Mengenausweitung zurilickzuflhren sei, wollte der Bundesrat die Franchisen
regelmaéssig an die Kostenentwicklung der OKP anpassen. Durch diese Massnahme, wie
sie durch die Motion Bischofberger (cvp, Al; Mo. 15.4157) angeregt worden war, kénne
die Eigenverantwortung der Versicherten gestérkt werden, erklarte der Bundesrat.
Konkret sollen alle Franchisen um CHF 50 erhdéht werden, sobald die
durchschnittlichen Bruttokosten der Leistungen pro Person mehr als dreizehnmal
héher sind als die ordentliche Franchise. Damit soll das maximale Verhaltnis von 1:12
zwischen der Hoéhe der ordentlichen Franchise und den Bruttokosten, wie es bei
Einfuhrung des KVG und bei der letzten Erhéhung der Franchisen vorgelegen hatte,
gewahrt werden. Somit werden die Zeitabstdnde der Franchisenerhdhungen von der
Kostenentwicklung in der OKP abhangig gemacht. Der Bundesrat rechnete damit, dass
eine Bruttokostenhéhe von CHF 3'900 eine erste automatische Erhdhung der
Franchisen im Jahr 2020 ndtig machen wurde.

In der Vernehmlassung, die zwischen Juni und Oktober 2017 stattfand, meldeten sich 65
Organisationen zu Wort. Die Mehrheit der Organisationen - darunter 14 Kantone, die
meisten teilnenmenden Parteien (CVP, FDP, GLP und SVP), economiesuisse und der SGV
sowie die Verbande der Leistungserbringer - stimmte der Vorlage vorbehaltlos zu.
Gelobt wurden insbesondere die Starkung der Eigenverantwortung und die erwartete
dampfende Wirkung auf den Leistungsbezug.

Auf Ablehnung stiess die Vorlage auf linker Seite: Unter anderem die SP, die Griinen und
der Schweizerische Gewerkschaftsbund (SGB), aber zum Beispiel auch der
Schweizerische Gehorlosenbund und Inclusion Handicap sowie sieben Kantone (BE, FR,
NE, SO, Tl, VD, VS) lehnten die entsprechende Anderung des KVG ab. Kritisiert wurde,
dass durch die Anderung mehr Personen von der Sozialhilfe abhéngig wiirden und dass
dadurch sowie durch die hdéheren Ausgaben der EL die Kosten fur Kantone und
Gemeinden anstiegen. Die Kritiker der Vorlage bezweifelten Uberdies, dass die
Anderung  tatsichlich zu  einer  Senkung der Inanspruchnahme  von
Gesundheitsleistungen fuhren wirde: Bei den Versicherten mit der Grundfranchise, auf
die sich eine Franchisenerhéhung am stérksten auswirke, wirde eine Erhéhung um CHF
50 kaum ins Gewicht fallen, da sie bereits sehr hohe Kosten hatten. Somit wirden diese
auch kaum ihr Verhalten andern. Stattdessen untergrabe die Vorlage die Solidaritat
zwischen Gesunden und Kranken - wurde kritisiert -, weil diejenigen bestraft wirden,
die Leistungen beanspruchen missten.
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OBJET DU CONSEIL FEDERAL
DATE: 30.11.2018
ANJA HEIDELBERGER

OBJET DU CONSEIL FEDERAL
DATE: 11.02.2002
MARIANNE BENTELI

Groupes sociaux
Politique familiale

Im November 2018 veréffentlichte der Bundesrat die Botschaft fiir eine Anderung des
Erwerbsersatzgesetzes (EOG) zur Mutterschaftsentschadigung bei léangerem
Spitalaufenthalt des Neugeborenen, wie sie die Motion der SGK-SR vom August 2016
(Mo. 16.3631) gefordert hatte. Grund flr die Revision des EOG sei eine Rechtslicke bei
der Mutterschaftsentschadigung, da die Mitter bei Uber dreiwéchigem Spitalaufenthalt
der Neugeborenen heute zwar die Mutterschaftsentschadigung aufschieben kénnten,
jedoch weder das EOG noch eine andere Versicherung bei Aufschub der
Mutterschaftsentschadigung Leistungen vorsédhen. Daher schlug der Bundesrat 56
zusatzliche Entschadigungstage (Wochentage, nicht Arbeitstage) sowie eine
Verlangerung des Mutterschaftsurlaubs und des Schutzes vor Kuindigung zur Unzeit vor,
sofern Neugeborene mindestens drei Wochen im Spital verbleiben missten und die
Mitter nach dem Mutterschaftsurlaub ihre Erwerbstétigkeit wieder aufndhmen. Die
Zusatzkosten von jahrlich CHF 5.9 Mio. wirden durch die aktuellen Einnahmen der EO
gedeckt.

Bei der Vernehmlassung von Marz bis Juni 2018, an der sich alle 26 Kantone, finf im
eidgendssischen Parlament vertretene Parteien sowie zahlreiche Verbénde beteiligten,
traf der Vorschlag ausser bei der SVP und dem Gewerbeverband mehrheitlich auf
Zustimmung. Die SVP argumentierte, dass die Erholung der Mutter und der Aufbau einer
Bindung zum Kind - der Zweck des Mutterschaftsurlaubs - auch im Spital geschehen
konnten. Der SGV hielt die Nachweispflicht fir die Mdltter, dass sie bereits vor der
Geburt geplant héatten, nach dem Mutterschaftsurlaub wieder zu arbeiten, fur
unpraktikabel und forderte das Vorliegen eines glltigen Arbeitsvertrags. Auch SAV, SGB
und Travail.Suisse erachteten diesen Nachweis als zu komplex und sprachen sich
stattdessen fir eine Uberpriifung durch die Ausgleichskassen anhand der spéater
entrichteten Beitrage aus, wéhrend die SP eine Ausdehnung der Entschadigung auf alle
Frauen unabhangig ihrer Erwerbstatigkeit forderte. Dartuber hinaus kritisierten SGB und
Travail.Suisse, dass die Vorlage nicht alle Licken im sozialen Netz bezlglich
Mutterschaftsentschadigung schliesse. ’

Enseignement, culture et médias

Culture, langues, églises
Langues

Der Entwurf zum Sprachengesetz wurde in der Vernehmlassung tendenziell positiv
aufgenommen, weshalb der Bundesrat dem EDI den Auftrag erteilte, auf dieser Basis
und in Zusammenarbeit mit den Kantonen die Botschaft auszuarbeiten. Die
Notwendigkeit zur Schaffung einer gesetzlichen Grundlage war bei den Kantonen
unbestritten, doch lehnten sie alle Vorschlége ab, welche ihre Kompetenzen in den
Bereichen Schule und Bildung tangieren kénnten. Mit Ausnahme der SVP, die keinen
Gesetzgebungsbedarf sah, hiessen alle Parteien ein Sprachengesetz grundsatzlich gut.
Breite Zustimmung fanden die Abschnitte Gber die Amtssprachen des Bundes, lUber die
Forderung der mehrsprachigen Kantone sowie des Ratoromanischen und Italienischen.
Die Bundesratsparteien forderten darlber hinaus eine angemessene Vertretung der
Sprachregionen in der Bundesverwaltung. Unterschiedlich wurde der Abschnitt Uber
die Férderung der Verstandigung und des Austauschs beurteilt. Wahrend SP, Grine und
EVP hier dem Bund durchaus eigene Kompetenzen einrdumen wollten, ausserten sich
FDP und CVP aus foderalistischen sowie finanzpolitischen Grinden eher zurlckhaltend.
Allgemein gut aufgenommen wurde der vorgesehene Austausch von Schilerinnen und
Schilern sowie Lehrkraften zwischen den Sprachregionen. Mehrere
Vernehmlassungsteilnenmer bedauerten, dass sich der Entwurf nicht zur Frage der
Landessprachen als erste Fremdsprache im Unterricht und damit zu der Kontroverse
Uber das Fruhenglisch aussert. Drei franzésischsprachige und drei zweisprachige
Kantone (GE, NE, JU, VS, FR und BE), drei Parteien (Grline, EVP, SD) sowie die
Erziehungsdirektorenkonferenz der Suisse romande und des Tessins verlangten eine
Regelung im Sinn der Festschreibung einer Landessprache als erste Fremdsprache. Die
SP begrisste zwar eine lLandessprache als erste Fremdsprache, ausserte jedoch
Verstandnis dafur, dass diese Frage nicht im Sprachengesetz geregelt werden kann. CVP
und SVP waren hingegen der Meinung, die Frage des Frihenglisch sei Sache der
Kantone. Auf keine Unterstitzung stiess die vorgesehene Bundeskompetenz,
Immigranten Kurse in heimatlicher Sprache und Kultur anzubieten. Die Parteien waren
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sich einig, dass eine derartige Bestimmung nicht in ein Gesetz Uber die Landessprachen
gehort. 8

Médias
Aspects généraux de la politique médiatique

An der von Juni bis Oktober 2018 dauernden Vernehmlassung zum Bundesgesetz iliber
elektronische Medien beteiligten sich 253 Organisationen, darunter alle Kantone, die
sieben grossten Parteien (BDP, CVP, FDP, GLP, Grine, SP, SVP), Dachverbénde der
Gemeinden, Stadte und Berggebiete und der Wirtschaft sowie weitere interessierte
Kreise. Gemass Vernehmlassungsbericht gingen die Meinungen der Teilnehmenden weit
auseinander. Zwar wurde der Handlungsbedarf mehrheitlich anerkannt, grundsatzliche
Zustimmung fand die Vorlage jedoch nur bei der GLP und 16 Kantonen (Al, AR, BE, BL,
BS, FR, GR, NE, NwW, SG, SO, TI, UR, VS, ZG, ZH) sowie einzelnen weiteren
Organisationen. Eher wohlwollend nahmen - trotz ihrem Wunsch nach weitergehender
Regulierung - die Grinen, die Kantone St. Gallen und Waadt, die EMEK,
Medienverbande und die Gewerkschaften (SGB und Syndicom) das Gesetz auf. Keine
Unterstitzung fand es bei SP und BDP, die sich ein Mediengesetz gewlnscht hatten, das
alle Mediengattungen abdeckt. Umgekehrt empfanden die SVP, die Kantone Luzern und
Schwyz, die Aktion Medienfreiheit und weitere Organisationen ein neues Gesetz als
unnoétig. Die SVP, die FDP, die BDP, der Kanton Schaffhausen sowie der Verband
Schweizer Medien, Medias Suisses, der Gewerbeverband, Economiesuisse, die Aktion
Medienfreiheit sowie zahlreiche Verlage sprachen sich denn auch gegen das neue
Gesetz aus.

Besonders haufig kritisiert wurde der Geltungsbereich des Gesetzes, der neu auch den
Onlinebereich umfassen soll, obwohl nicht klar sei, ob dies geméss Verfassung zuldssig
sei. Im Gegenzug sollten Radios ohne Leistungsvereinbarung nicht mehr davon tangiert
werden. Auf Kritik stiessen auch die ausschliessliche Férderung von audio- und
audiovisuellen Medienbeitragen, die Verteilung der Abgabe fiur elektronische Medien
auf einen breiteren Kreis und die nicht vorhandene Unabhangigkeit sowie die
Machtfllle der neuen Aufsichtskommission KOMEM. Mehrheitlich auf Zustimmung stiess
hingegen die indirekte Férderung elektronischer Medien. ?

1) Lit. WBF und BWO; Medienmitteilung BR und WBF vom 28.5.14; Medienmitteilung BR und WBF vom 29.10.14; LZ, Lib, NZZ,
30.5.14; TG, 5.9.14; SN, 17.9.14; AZ, NZZ, 30.10.14

2) BBI, 2016, S. 1821 ff.; Ergebnisbericht Vernehmlassung

3) BBI, 2019, S. 2529 ff.; Ergebnisbericht zur Vernehmlassung

4) Ergebnisbericht Vernehmlassung; Medienmitteilung BR vom 30.10.19; AZ, SGT, TA, TG, 23.2.18; TG, 27.2.18; TA, 24.4.,
17.7.18; TG, 6.11.18; TA, 12.1.19; TG, 17.5.19; TA, 27.6., 8.7.19; TA, 31.10.19

5) Erlauternder Bericht vom 5.7.17; Vernehmlassungsbericht vom 9.5.18

6) Begleitschreiben zur Vernehmlassung vom 28.6.17; Ergebnisbericht zur Vernehmlassung vom 1.12.17

7) BBI 2020, S. 141 ff.; Ergebnisbericht Vernehmlassung

8) Presse vom 11.2. und 17.10.02

9) Ergebnisbericht zur Vernehmlassung; TA, 15.10.18
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